
Ressort: Politik

Linksruck bei der SPD oder nur das Einläuten des traditionellen linken Halbjahr
DIE LINKE BAG Hartz IV

Berlin, 13.02.2019, 18:26 Uhr

GDN - uch auf die Sanktionen möchte man natürlich nicht verzichten, sondern sie nur etwas abmildern.
Zitat: “Sittenwidrige und unwürdige Sanktionen gehören abgeschafft.“

Das Bundesverfassungsgericht hat bereits 2010 festgestellt, dass der Regelsatz das unverfügbare Existenzminimum darstellt.

Am Sonntag den 10.2.2019 stellte der SPD Parteivorstand bei seiner Jahresklausur das Konzept “Ein neuer Sozialstaat für eine neue
Zeit“ vor.
In ihm wird auf 15 Seiten beschrieben wie sich die SPD die Umgestaltungen der Arbeitswelt, die Kindergrundsicherung und nicht
zuletzt die Umgestaltungen von Hartz IV in ein “Bürgergeld“ vorstellt.

Dagmar Maxen Mitglied im SprecherInnenrat der Bundesarbeitsgemeinschaft meint dazu: “Das Papier bleibt in weiten Teilen, hinter
dem zurück was die Partei DIE LINKE schon seit langem fordert.
Es ist eine Mischung aus der Wiederbelebung der alten Sozialhilfe und dem Hartz IV Repressions regime. Eine wirkliche Abkehr von
der Agenda 2010 und ihren verheerenden Folgen muss in meinen Augen ganz anders aussehen.“

Selbst die SPD hat eingesehen, dass man aus den Regelsätzen nichts ansparen kann und das Ersetzen, zum Beispiel einer
Waschmaschine oder einer Winterjacke, für die Betroffenen fast unmöglich ist.
Dies hat jedoch nicht zur Folge, dass die SPD beabsichtigt die Regelsätze beim “Bürgergeld“ anzuheben, sondern es soll wie bei der
alten Sozialhilfe möglich sein, Anträge bei einer besonderen Härte zu stellen, Zitat: “Das Bürgergeld wird Regelungen beinhalten, mit
denen speziellen Bedarfen und Härten begegnet werden kann“.

Hier ist bereits in der Höhe des Regelsatzes eine besondere Härte zu sehen, die es den Betroffenen nicht ermöglicht Geldmittel für
eine Waschmaschine anzusparen.
Daher wäre es an dieser Stelle sinnvoller den Regelsatz anzuheben, als neue bürokratische Hürden aufzubauen.

Auch auf die Sanktionen möchte man natürlich nicht verzichten, sondern sie nur etwas abmildern.
Zitat: “Sittenwidrige und unwürdige Sanktionen gehören abgeschafft.“

Das Bundesverfassungsgericht hat bereits 2010 festgestellt, dass der Regelsatz das unverfügbare Existenzminimum darstellt.
Von daher ist jede Sanktion, auch eine 10 % Sanktionen, sittenwidrig und unwürdig da sie die Betroffenen unter das unverfügbare
Existenzminimum drückt.

Durch Sanktionen beraubt man die Leistungsberechtigten nicht nur ihrer Würde, sondern man verurteilt sie quasi zu Hausarrest, da es
ihre ohnehin unzureichenden Möglichkeiten am soziokulturellen Leben teilzunehmen, weiter massiv einschränkt.

Amid Rabieh Mitglied im Landesvorstand DIE LINKE NRW ergänzt:
“Dass die SPD immer vor Wahlen ihr soziales Gewissen wiederentdeckt ist inzwischen Tradition. Allerdings sind ihre Vorschläge
keine wirkliche Abkehr von Hartz IV.
Wer nicht einmal auf Sanktionen bei den Regelsätzen verzichten möchte, nimmt es in Kauf, dass weiterhin Menschen unter das
Existenzminimum gedrückt werden. Die Regelsätze sind so niedrig, dass jede Kürzung gegen die Menschenwürde und damit gegen
das Grundgesetz verstößt.

Als LINKE fordern wir daher weiterhin die Abschaffung der Sanktionspraxis und die sofortige Anhebung des Hartz-IV-Satzes auf 570
Euro.Schnellstmöglich soll das »Arbeitslosengeld II« durch eine sanktionsfreie Mindestsicherung von 1.050 Euro netto ersetzt werden,
um allen Menschen ein Leben in Würde ohne Angst vor Sanktionen zu gewähren.“



Im Papier der SPD wird in weiten Teilen alter Wein in neuen Schläuchen auf den spärlich gedeckten sozialpolitischen Tisch des
Hauses gebracht.
Unserer Auffassung nach geht es hierbei hauptsächlich darum das Etikett “Harz IV“ gegen ein wohlklingenderes “Bürgergeld“
auszutauschen, dass durch den Zwang zur Arbeit nicht minder repressiv ist.

Wenn so ein Linksruck der SPD aussehen soll, muss man sich fragen, wie weit rechts man diese Partei mittlerweile verorten muss.

Bericht online:
https://www.germandailynews.com/bericht-120009/linksruck-bei-der-spd-oder-nur-das-einlaeuten-des-traditionellen-linken-
halbjahrs.html
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